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Urkundenanforderung zwischen Standesämtern
Problemstellung
Derzeit sieht das PStG in § 56 Abs. 4 die Möglichkeit vor, dass Standesämter Urkundendaten beim registerführenden Standesamt beantragen können, um die entsprechenden Urkunden ggf. im Wohnsitzstandesamt der Antragsteller ausdrucken zu können. 
Bislang müssen die Antragsteller ihre Urkunden schriftlich, per E-Mail, per Fax oder telefonisch beim registerführenden Standesamt beantragen. Sollten die Urkunden gebührenpflichtig sein, erfolgt die Bezahlung teilweise vorab per Überweisung oder Lastschrift, mit Briefmarken oder auf Rechnung. Zurzeit wird die Personenstandsurkunde beim Registerführer ausgedruckt, unterschrieben und nach Anbringung des Dienstsiegels auf dem Postweg an den Antragsteller übersandt. 
Die Urkundenanforderung würde es dem Antragsteller ermöglichen, bürgerfreundlich und zeitnah bei seinem Wohnsitzstandesamt die Urkunde zu erhalten. Zurzeit stehen aber hauptsächlich folgende Gründe der Umsetzung in XPersonenstand entgegen:
· Auf absehbare Zeit wird sich die Vielzahl der Anfragen zum Urkundenversand vorwiegend auf Beurkundungen in Altregistern beziehen, die zu Zwecken des elektronischen Datenversands erst nacherfasst werden müssen.
· Derzeit ist in den Bundesländern nicht einheitlich geregelt, wie die Urkundsgebühren unter den beteiligten Standesämtern verteilt werden und wie die Gebührenerhebung und -verteilung in den elektronischen Prozess eingebunden werden kann.
· Aktuell ist ein automatisierter Zugriff auf die Personenstandsregister anderer Standesämter rechtlich nicht zulässig. Der gewünschte Effekt der umgehenden Urkundenausstellung eines nicht zuständigen Standesamts nach § 56 Abs. 4 PStG ist dadurch über XPersonenstand nicht zu erzielen. Es bedarf immer einer manuellen Mitarbeit einer Urkundsperson, die auf das adressierte Register zugreift (§ 14 Abs. 1 PStV). Zudem ist eine qualifizierte Signatur für die Rückantwort erforderlich.
Für die Umsetzung der Urkundenanforderung in XPersonenstand müssten diese Probleme einheitlich (bundesweit) gelöst bzw. der Umgang mit ihnen harmonisiert werden.
Lösung
Aus Sicht des EG bestehen die o.g. Probleme noch immer und es geht davon aus, dass diese Probleme nicht mittelfristig gelöst werden können. 
Weiterhin ist das EG der Meinung, dass die Urkundenanforderung wie sie in § 55 Abs. 2 in Verbindung mit § 56 Abs. 4 beschrieben ist, möglicher Weise nicht mehr zeitgemäß ist, sie könnte durch etwaige Umsetzungen von Portallösungen weniger relevant werden, da der Bürger die Urkunden dann selbst direkt beim registerführenden Standesamt online anfordern könnte. 
Der CR wird daher verworfen.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Das PStG sieht die Möglichkeit vor, dass Standesämter Urkundendaten beim registerführenden Standesamt beantragen können, um die Urkunden ggf. am Wohnort der Antragsteller ausdrucken zu können. Hiermit soll ermöglicht werden, dass berechtigte Antragsteller bürgerfreundlich und zeitnah beim Wohnsitzstandesamt ihre Personenstandsurkunden erhalten können. Im Gegensatz hierzu müssen bislang die Antragsteller ihre Urkunden schriftlich, per E-Mail, per Fax oder telefonisch beim registerführenden Standesamt beantragen. Sollten die Urkunden gebührenpflichtig sein, erfolgt die Bezahlung teilweise vorab per Überweisung oder Lastschrift, mit Briefmarken oder auf Rechnung. Bislang wird die Personenstandsurkunde beim Registerführer ausgedruckt, unterschrieben und nach Anbringung des Dienstsiegels auf dem Postweg an den Antragsteller übersandt.

Voraussetzung für die elektronische Urkundenanforderung ist, dass das sendende sowie das empfangende Standesamt jeweils über die entsprechende technische Kommunikationsinfrastruktur verfügen, die Daten elektronisch vorliegen und die Kommunikationspartner entsprechende Zugänge eröffnet haben (§ 55 Abs. 2 PStG).

Der Prozess beginnt durch eine Urkundenanforderung des (Wohnsitz-)Standesamtes beim das Register führenden Standesamt. Für diese Anforderung ist eine XPersonenstandsnachricht zu verwenden (§ 63 Abs. 2 PStV).

Bei Vorliegen eines Registereintrags in elektronischer Form oder nach Nacherfassung der Beurkundungsdaten beim Registerführer können die Urkundsdaten mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen und mit einer weiteren XPersonenstandsnachricht an das antragstellende Standesamt in elektronischer Form übersandt werden.
Das empfangende Standesamt kann die Personenstandsurkunde ausdrucken und die Urkunde mit einem Beglaubigungsvermerk versehen. Das Anbringen eines Siegels nach Signierung der Urkunde schließt diesen Prozess ab.

Bereits in der Vorstudie XPersonenstand wurde die elektronische Anforderung von Urkundsdaten der Standesämter untereinander als potentiell zu modellierender Prozess beschrieben (Ziff. 6.6.1). Die Modellierung von Urkundenanforderungen und -versand in XPersonenstand ist äußerst wünschenswert, da dies hohe Einsparpotentiale verspricht, indem die Anforderung und der Versand nicht mehr manuell, sondern durchweg medienbruchfrei auf elektronischem Wege - unter Nutzung der bestehenden technischen Infrastruktur für den Nachrichtenversand der Standesämter - erfolgen würde.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Derzeit erschweren folgende Faktoren die zeitnahe Modellierung der Anforderungs- und Versandprozesse von Urkundendaten in XPersonenstand:
· Auf absehbare Zeit wird sich die Vielzahl der Anfragen zum Urkundenversand vorwiegend auf Beurkundungen in Altregistern beziehen, die zu Zwecken des elektronischen Datenversands erst nacherfasst werden müssen.
· Derzeit ist in den Bundesländern nicht einheitlich geregelt, wie die Urkundsgebühren unter den beteiligten Standesämtern verteilt werden und wie die Gebührenerhebung und -verteilung in den elektronischen Prozess eingebunden werden kann.
· Derzeit ist ein automatisierter Zugriff auf die Personenstandsregister anderer Standesämter rechtlich nicht zulässig. Der gewünschte Effekt der umgehenden Urkundenausstellung eines nicht zuständigen Standesamts nach § 56 Abs. 4 PStG ist dadurch über XPersonenstand nicht zu erzielen. Es bedarf immer einer manuellen Mitarbeit einer Urkundsperson, die auf das adressierte Register zugreift. Zudem ist eine qualifizierte Signatur für die Rückantwort derzeit erforderlich.
Aus Sicht der Projektgruppe XPersonenstand bedarf es zur Modellierung der Urkundenanforderung sowie des Versands gem. § 56 Abs. 4 PStG folgender Regelungen:
· Verbindliche Regelung der Erhebung und Verteilung der Urkundengebühren - insbesondere bei Beteiligung mehrerer Bundesländer im Anforderungs- und Versandprozess
· Harmonisierte Regelung der Nacherfassung von Altregistern im Bundesgebiet
· Automatisierter Lesezugriff der Standesämter auf Register anderer Standesämter im Bundesgebiet bzw. automatisierte Verarbeitung von XPersonenstandsnachrichten ohne Eingriffe von Standesbeamten.
Die Urkundenanforderung einer Privatperson beim zuständigen Standesamt sollte durch die sich aus der eID-Funktion des Personalausweises ergebenden Möglichkeiten betrachtet werden.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2016-11-16
Auf dem EG 07 wurde folgender Beschluss gefasst:
Beschluss:
„Die im Änderungsantrag genannten Probleme bestehen weiterhin.
Hinzu kommt, dass die Urkundenanforderung durch das Wohnsitzstandesamt für den Bürger durch etwaige Portallösungen noch weniger relevant wird bzw. würde.
Das EG geht davon aus, dass die genannten Probleme mittelfristig nicht behoben werden. 
Falls es sich abzeichnet, dass die in CR 2/ 2016 beschriebene Portallösung über XPersonenstand kommt, sollte die Regelung des § 56 Abs. 4 PStG entfernt werden.“

Der CR wurde verworfen.

Bearbeitet durch: AG Test	2017-01-11
Die AG Test hat bei der Befassung mit dem CR folgenden Beschluss gefasst:
[bookmark: _GoBack]Das Verwerfen des CR ist korrekt.
Geplante weitere Bearbeitung
1. Bestätigung der o.g. Punkte im Lösungsvorschlag (bestehende Gültigkeit)
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